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Der 2° Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 29° Januar 1971

durch

Vizepräsident B r a c k m a n n

, — Vorsitzender —‚ }
Bundesrichter Dr° K a i s e r ,

13

Bundesrichter D e m i a n i ‘

Bundessozialrichter Dr° L e d e r e r und

Bundessozialrichter J a k u b o m W }.
I

w

für Recht erkannt; ‘
‘

;'

Die Urteile des Landessozialgerichts Nordrhein—
Westfalen vom 250 Juli 1968 und des Sozialge—Ä
richts Düsseldorf vom 160 Januar 1964 sowie 1
der Bescheid der Beklagten vom 28° Februar

{'

1965 werden aufgehobeno
Pie Beklagte wird verurteilt‚ den Klägern
Hinterbliebenenentschädigung zu gewähreno

Die Beklagte hat den Klägern die außergericht—
lichen Kosten sämtlicher Rechtszüge zu er— astatteno ii
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Der Ehemann der Klägerin zu 1) und Vater der Kläger
zu 2)

und 5), der Fliesenleger Hermann B“13:51:31::::1:.311111;.(B„)„ erlag am
27° September 1962 den Folgen eines Verkehrsunfalls7 den

er am Tag zuvor erlitten hatte‚ als er sich auf dem Heim—

weg von einer Versammlung der Fachgruppe Fliesenleger der

‚Industrie—Gewerkschaft Bau, Steine, Erden befand°

%,
Fliesenleger fanden in der Regel einmal im Monat statt° ]

.- !

Derartige Fachschaftsversammlungen der organisierten $

Im Gegensatz zu den Zahlstellenversammlungen‚ auf denen

insbesondere allgemeine Gewerkschaftsfragen behandelt

wurden und die Wahlen für die gewerkschaftlichen Gremien

stattfanden, wurden auf den Fachschaftsversammlungen

allgemein belehrende Lichtbildervorträge — beispielsweise

für die Herstellung der Fliesen und den Winterbau — sowie

Referate abgehalten, deren Hauptziel die Aufklärung der
VCrsammlungsteilnehmer über ihre Entlohnung und ihre

Rechtsstellung gegenüber ihren Arbeitgebern war° Dabei

wurde auch über neue Arbeitsmethoden sowie die Bearbei—

tung und Behandlung von Fliesen gesprochen° Bei den Dis—

kussionen im Anschluß an die Referate kristallisierten

sich häufig Forderungen heraus9 welche bei einem neu abzue

sehließenden Tarifvertrag von der Gewerkschaft verwirk—

licht werden sollten; sie konnten sich auf eine Verbesse—

rung der Positionswerte, wie beispielsweise die gesonderte

Erfassung bestimmter Teilarbeiten in besonderen Positionen

des Tarifvertrags, auf die Einbeziehung neuer Materialien

oder die Ver— oder Bearbeitungsweisen beziehen° Gesprächs»

thema war ferner häufig, wie einzelne Tarifvertregsbe— \

stimmungen auszulegen seien; die Grundlage bildeten teil-

weise anhängige Arbeitsgerichtsverfahreno Über die Tages—
ordnungspunkte wurden die Teilnehmer vorher nicht unter-

-}...
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richtet„ So war auch den Teilnehmern der Versammlung vom

26° September 1962, zu der sie etwa 5 Monate vorher die

Einladung erhalten hatten, nicht bekannt, daß uoa° Be—

sprechungsgegenstand der am 10 Oktober 1962 in Kraft

* tretende neue Akkordtarifvertrag für das Fliesen— und

'Plattenlegergewerbe war° Die vertragschließenden Arbeit—

geber hatten aus Anlaß des Vertragsabschlusses gefordert,

die Bezirksfachgruppe müsse in Versammlungen die Fliesen—

leger darüber aufklären, daß der neue Vertrag im Sinne

der vertragschließenden Parteien auch von den Fliesen—

legern einzuhalten sei, insbesondere künftig nur einwand—

rei fachmännisch geleistete Arbeit abnehmefähig sei und

bezahlt werde°

Die Fachgruppenversammlung vom 260 September 1962 stand

unter der Leitung des Fachgruppenleiters J ; sie

begann um 18,20 Uhr und endete um 20,50 Uhr° JL be—

richtete etwa eine viertel Stunde lang über die letzte

Bezirkskonferenzo Hierauf sprach etwa eine 5/4 Stunde das

als Referent von der Bezirksfachgruppe entsandte Vor—

standsmitglied L? über den neuen Akkordtarifver—

trag, Der Redner hob die schwierigen und langwierigen

Bemühungen hervor, welche dem Abschluß des Tarifvertrags

}
vorangegangen seien° Er sprach — in nicht näher feststell—

' barer Weise — über etwa 40 neue Positionen und zählte die

sonstigen gegenüber früher geänderten Positionswerte aufo

Ferner referierte er über das neu in den Tarifvertrag

aufgenommene Waprotekt—Verfahren (bei dem vorgefertigte

Fliesenwandteile eingebaut werden), über die nunmehr anders

gestaltete Verpflichtung des Fliesenlegers zum Material—

transport und dessen Bezahlung sowie_darüber, daß die
Fliesen den aus der Wand austretenden Anschlüssen für
Armaturen, Steckkontakte und Schalter symmetrisch zuzu—

ordnen seien (symmetrische Einteilung)o Er wies darauf
hin, daß Qualitätsarbeit geleistet werden müsse und

Schwarzarbeit von der Gewerkschaft nicht gedeckt werden
könne° In der anschließenden Diskussion wurde über diese

- 4 _
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Punkte‚ über neue Fliesenformate sowie eine Fliesen— rl \

schneidemasohine.gesprochen° Im letzten‚ etwa -ebenfalls

eine 3/4 Stunde in Anspruch nehmenden Teil der Versammlung

wurden organisatorische und personelle gewerkschaftliche

Fragen erörtert° ö_j4

”
ÜJ_?_ *“:“i ii

_, . . ._ . ‚ __ ‚ L

Die Beklagte versagte durch Bescheid vom 280 Februar 1965

die begehrten Hinterbliebenenentschädigungen‚ weil die

Teilnahme des Verstorbenen an einer Versammlung seiner

Gewerkschaft nicht in innerem Zusammenhangmit dem Unter—]
nehmen stehe‚ in welchem er beschäftigt sei° i7t “l;

Das Sozialgericht Düsseldorf hat durch Urteil vom 160 Ja—

nuar 1964 die Klage abgewiesen„ das Landessozialgericht

(LSG) Nordrhein—Westfalen hat durch Urteil vom 14° Oktober

1965 die Berufung zurückgewiesen°

Auf die Revision der Kläger hat der erkennende Senat durch

Urteil vom 28° Oktober 1966 (veröffentlicht in: Die Praxis

1967, 92; Podzun‚ Der Unfallsachbearbeiter, 5° Auflo‚ \

Kennzahl 107, SO6 ff„) die Entscheidung des LSGaufge-‘ ‘

heben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Berufungsgericht zurückverwiesen° Dieses habe

die angesichts des festgestellten Sachverhalts naheliegen—

de Frage nicht geprüft‚ ob und inwieweit der neue Tarif—

vertrag‚ über den in der Versammlung referiert worden sei,

Bestimmungen enthalten‚ deren Erörterung durch die Ver—

sammlungsteilnehmer eine unmittelbare Auswirkung auf die

konkreten Arbeitsverhältnisse und damit die Interessen der

Betriebe habe‚ denen die Zuhörer angehört hättene Weitere
Voraussetzungen für die Bejahung des Versicherungsschutzes

sei allerdings‚ daß die Besprechung betriebsbezogener

.Fragen durch die Versammlung im Verhältnis zu rein gewerk—

schaftlichen Angelegenheiten nicht nur nebenher in Er- kl

sbheinung getreten seio
' x

_5...

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5‘_

Das LSG hat nach Erhebung weiterer Beweise durch Urteil vom

25° Juli 1968 die Berufung der Kläger erneut zurückgewiesen°

Zur Begründung hat es im wesentlichen ausgeführt:

Soweit die Fachschaftsversammlungen dazu dienten, neue

Forderungen für künftige Tarifvertragsverhandlungen zu

erarbeiten„ sei ein innerer Zusammenhang mit der betrieb—

lichen Tätigkeit des einzelnen Versammlungsteilnehmers zu
verneinen; es liege insoweit eine unternehmensfremde vorbe—

reitende Mitgestaltung der Tarifverträge durch Mitglied—

schaft in einer Gewerkschaft vera Zwar hätten die Fach—

schaftsversammlungen vorwiegend Fragen zum Inhalt gehabt‚

deren Ausgangspunkt die betriebliche Tätigkeit der Ver—

sammlungsteilnehmer sei° Durch diese Versammlungen werde

den Fliesenlegern aber kein Fachwissen für ihre Berufs—

arbcit vermittelt° Sie würden vielmehr im wesentlichen

über Umfang und Grenzen ihrer Lohnansprüche unterrichtet°
Fachfragen beruflicher Art würden im allgemeinen nur be—

sprochen, soweit sie für den Lohnanspruch und die Rechts—

position des einzelnen Arbeitnehmers gegenüber seinem

Arbeitgeber von Bedeutung seien° Die Erörterung von Fach—

fragen diene also im wesentlichen allein den Belangen des

“Arbeitnehmerso Sie stehe nicht selten sogar im Gegensatz

zu den Interessen seines Arbeitgeberso Die Beweisaufnahme

habe nichts dafür ergeben‚ daß die Fachschaftsversammlung

vom 26° September 1962 unter einer anderen Zielsetzung

gestanden habe° Da bereits in früheren Versammlungen die

in einem neuen Tarifvertrag zu berücksichtigenden Positio—

nen und technischen Neuerungen diskutiert worden seien?

diese für die Versammlungsteilnehmer also nicht neu ge—

wesen seien, habe die Versammlung vom 26° September 1962

im wesentlichen die Aufklärung der Versammlungsteilnehmer

darüber bezweckt, was ihre Gewerkschaft für sie mit dem '

neuen Tarifvertrag erreicht haben Schon aus zeitlichen

Gründen sei es nicht möglich gewesen‚ über die einzelnen

40 neuen Positionen und die in 5 4 des neuen Tarifver—

trage geregelten besonderen Arbeitsbedingungen eingehen-

der zu referieren°
‚

_ 5 _
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Gemessen am Gesamtinhalt der Aufklärung über den neuen

Tarifvertrag komme der durch 5 4 geänderten Regelung des

Materialtransports für die Frage, ob die Versammlung vom
26° September 1962 in innerem Zusammenhang mit der be— V

trieblichen Tätigkeit der Versammlungsteilnehmer stehe‚

keine wesentliche Bedeutung zu, zumal da die neue
Regelung

den Versammlungsteilnehmern nicht unbekannt gewesen sei°k

Die Frage‚ welche Bedeutung dem Umstand zuzumessen sei,

daß die Teilnehmer an den Fachschaftsversammlungen regel—

mäßig nicht gewußt hätten, worüber referiert oder disku—

tiert werde und ob dies in einer Weise geschehen würde,

daß damit unmittelbar wesentlichen betrieblichen Interessen

gedient würde, könne im Hinblick darauf.) daß die Teilnahme

des Verstorbenen an der Versammlung vom 26° September 1962

nicht in inneren Zusammenhang mit dem Unternehmen gestan-

den habe, in welchem er beschäftigt gewesen sei, dahinge-

stellt bleiben° '

Das LSG hat die Revision zugelassene
i

Die Kläger haben dieses Rechtsmittel eingelegt und es im

wesentlichen wie folgt begründet; B° habe im Zeitpunkt

seines Unfalls unter Versicherungsschutz gestanden‚ weil

‘ nach dem vom LSG festgestellten Sachverhalt auf den Fach—

schaftsversammlungen zu einem wesentlichen Teil betriebe-
bezogene Vorgänge erörtert würden,

er somit habe annehmen

können, daß dies auch in der Versammlung vom 26° September
1962 der Fall sein werde° Das in dieser Veranstaltung ge—
haltene Referat über den neu abgeschlossenen Tarifvertrag

‘ habe einen wesentlichen Bestandteil der Versammlung ge- ä‘

‘ bildet° Dieser Tagesordnungspunkt habe zeitlich mehr als
‘die Hälfte der gesamten Aussprache umfaßtc Es sei also @
!

nicht nur nebenher über fachliche Dinge gesprochen worden;
In Anlehnung an die den Versicherungsschutz bei beruflicher

Aus— und Fortbildung gewährleistende, hier wohl nicht un—
mittelbar anwendbare Vorschrift des 5 559 Abso l Nro 14
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der Reichsversicherungsordnung (RVG) bestehe in Fällen

der vorliegenden Art eine Vermutung für die Bejahung des

Versicherungsschutzes, Wenn betriebsbezogene Fragen er—
örtert würden, welche in den Betrieb, dem der Versammlungs—

teilnehmer angehöre, reflektierten° Dies sei hier aber

der Fall gewesen° Auf die Zielrichtung9 nämlich die Unter«

richtung der Versammlungsteilnehmer über ihre Lohnan—

sprüche, komme es entgegen der Auffassung des Berufungs—

gerichts nicht an, weil hierbei gleichzeitig Fachwissen

vermittelt worden sei° Der Unternehmer habe ebenfalls ein

Interesse daran‚ daß seine Arbeitnehmer darüber aufge—

klärt würden, wie weit sie in ihren Lohmansprüchen gehen
könnten; eine derartige Aufklärung diene also dem Betriebs—

frieden°

Die Beklagte hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Eine berufliche Fortbildung der von der Revision ange—

sprochenen Art gehöre ihrer Natur nach nicht zur betrieb—

lichen Tätigkéit‚ sondern sei in erster Linie für das be-

rufliche Fortkommen des betreffenden Arbeitnehmers von
Nutzen° Deshalb sei in solchen Fällen für die Entschädi—

gung der Unternehmer derartiger Fortbildungseinrichtun-

gen zuständig° Falls mit der Revision in diesem Sinn Ver—

sieherungsschutz begehrt werde„ wäre sie - die Beklagte —
nicht der zuständige Versicherungsträger°

Die Kläger beantragen?’

die Entscheidung der Vorinstanzen und den Bescheid

der Beklagten aufzuheben und diese zu verurteilen9

Hinterbliebenenentschädigung zu gewährenc

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweiseno
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II

leie Revision ist begründet°

Die vorliegendenfalls im Hinblick auf den Zeitpunkt des
_Unfalls maßgebliche Vorschrift des 5 543 RVG (id? vor dem

‚
Inkrafttreten des Unfallversieherungs—Neuregelungsgesetzes)

_
setzt voraus‚ daß der Ehemann der Klägerin zu 1) auf dem

‘ Heimweg von einer Tätigkeit verunglückt ist9 welche in

.innerem Zusammenhang mit seiner Arbeit in dem Unternehmen
' stand‚ in welchem er beschäftigt war° Dies ist entgegen

der Auffassung des LSG zu bejahen° '

_ _ ■
‘

%

Der erkennende Senat hat in zwei am 500 Januar 1970 ent—

schiedenen Streitsachen für den Versicherungsschutz auf

dem Weg zu einer oder von einer Versammlung der Berufs—

organisation ua vorausgesetzt, daß der Versammlungsteil—

nehmer begründetermaßen erwarten durfte? von der Veran—
stultung betriebsfördernde Kenntnisse mit nach Hause zu

-nehnen (BSG 509 282; 30„ 284 = SozR Nro 19„ 16 zu S 548
RVO)° Wie der Senat hier näher ausgeführt hat‚ kommt es
auf die — objektiv nachweisbaren — subjektiven Vor- " {

stellungen des Teilnehmers an? sofern sie nicht offen—
sichtlich den Rahmen vernünftigen Verhaltens überschrei—

teno In beiden Fällen hat es sich allerdings um Unter—

nehmer gehandelt° Für Arbeitnehmer gilt insoweit im Grunde

jedoch nichts anderes, wenn auch nicht zu verkennen ist?

daß angesichts der in jedem einzelnen Fall zu prüfenden

Notwendigkeit des inneren Zusammenhangs zwischen der
»"

Tätigkeit im Berufungsverband und der betrieblichen Be-

schäftigung (vgl° BSG 8‚ 17O‚ 172) der Kreis der dem Ver—
sieherungsschutz unterliegenden Tätigkeiten sich bei ‘

Unternehmern‚ Betriebsräten und sonstigen Arbeitnehmern
im Hinblick auf ihre unterschiedlichen Funktionen nich"

,
immer decken wird°
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Wie der Senat bereits entschieden hat (SozR Nr° ll zu

5 548 RVG), liegen Gespräche, welche ein Arbeitnehmer

mit seinem Arbeitgeber wegen seiner Lohneingruppierung

führt, im betrieblichen Interesse° Arbeitnehmer und

Unternehmer haben das gleiche rechtliche Interesse an

einer Erörterung der sich aus der betrieblichen Tätigkeit

ergebenden Lohnfragen° Es dient somit im allgemeinen

auch wesentlich den Belangen des Unternehmens, wenn

ein Arbeitnehmer sich durch Besuch von Versammlungen

seines Berufsverbandes über die ihm in seiner beruf—

lichen Tätigkeit zustehende Entlohnung informieren will,

noch dazu nach Abschluß eines neuen Tarifvertrags°

Zutreffend hat das LSG allerdings angenommen, daß ein

innerer Zusammenhang mit der betrieblichen Tätigkeit des

Versammlungsteilnehmers nicht vorliegt, soweit sich aus

den Referaten und Diskussionen in den Fachschaftsver—

sammlungcn der Fliesenleger neue gewerkschaftliche Forde—

rungen für künftig abzuschließende Tarifverträge ergaben°

Nach den tatsächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts

dienten diese Fachschaftsversammlungen, welche nur die

organisierten Fliesenleger umfaßten, aber auch dazu, die

Versemnlungsteilnehmer über Umfang und Grenzen ihrer

Lohnansprüehe sowie ihrer rechtlichen Stellung gegenüber

ihren Arbeitgebern zu unterrichten„ Wenn auch, wie das

Berufungsgericht ferner festgestellt hat,_in der Regel

vorher nicht bekannt war, worüber im einzelnen diskutiert

oder referiert wurde, so konnten die Versammlungsteile

nehmer angesichts dieses vom LSG festgestellten Aufgaben—

kreises der Fachschaftsversammlungen davon ausgehen, daß

— anders als bei den sogenannten Zahlstellenversammlungen —
ihnen hier nicht nur gelegentlich und nebenher Kenntnisse
vermittelt würden, welche mit ihrer betrieblichen Tätigkeit

wesentlich zusammenhingen°

Der Ehemann der Klägerin zu 1) hätte sonach unabhängig
davon, ob auch in der Fachschaftsversammlung vom 26„ Sep—

tember 1962 Angelegenheiten erörtert worden sind, welche

_ 10 _
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einen solchen Zusammenhang mit seiner betrieblichen
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